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Stellungnahme der Bundesärztekammer 

Die Bundesärztekammer wurde mit Schreiben vom 26.04.2018 zur Stellungnahme ge
mäß § 91 Absatz 5 SGB V zu der vorgesehenen Änderung der Richtlinie des Gemein
samen Bundesausschusses über die Verordnung von häuslicher Krankenpflege (Häusli
che Krankenpflege-Richtlinie (HKP-RL)) bezüglich der Verordnung von Behandlungspfle
ge in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen aufgefordert. 

Hintergrund der Änderung 

Mit dem Pflegestärkungsgesetz III vom 23.12.2016 wurde§ 37 Absatz 2 SGB V um ei
nen Satz 8 ergänzt. Danach erhalten Versicherte in vollstationären Einrichtungen der 
Hilfe für behinderte Menschen im Sinne des § 43a SGB XI Leistungen nach § 37 Abs. 2 
Satz 1 SGB V, wenn der Bedarf an Behandlungspflege eine ständige Überwachung und 
Versorgung durch eine qualifizierte Pflegefachkraft erfordert. Durch diesen neuen Absatz 
werden die Leistungen der Häuslichen Krankenpflege, die bislang die „Krankenhausver
meidungspflege" und die „Sicherungspflege" umfassten, um eine sogenannte „Unterstüt
zungspflege" ergänzt. 

Aus der Erweiterung c;1e·s § 37 Abs. 2 SGB V ergab sich ein Anpassungsbedarf in der 
HKP-RL. 

Die Bundesärztekammer nimmt zur Richtlinienänderung wie folgt Stellung: 

Die Bundesärztekammer begrüßt die Konkretisierung der Verordnung von Behandlungs
pflege in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen. Die Änderung 
stellt sicher, dass eine Verordnung von Behandlungspflege auch für Versicherte in voll
stationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen gemäß § 43a SGB XI zuläs
sig ist, wenn ein besonders hoher Bedarf an medizinischer Behandlungspflege besteht. 
Diese Voraussetzung ist auch dann erfüllt, wenn der besonders hohe Bedarf an medizi
nischer Behandlungspflege nur vorübergehend besteht, z. 8. nach einem Krankenhaus
aufenthalt. 
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